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 13.06.14 
 
 
Sehr geehrte Frau Dr. Lindemann, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
im Namen des Bundesverbands Erneuerbare Energie (BEE) danke ich Ihnen herzlich für die Einladung 
zur Abgabe einer Stellungnahme im Rahmen der öffentlichen Anhörung. 
 
Für den BEE haben wir keine weiterführenden Hinweise zum Gesetzesentwurf. Vielmehr begrüßen 
wir die Regelung in § 121 Abs. 1a HGO, vor allem in ihrer Zielrichtung, die bürgernahe Energiewende 
zu beschleunigen und deren Akzeptanz in den Gemeinden, Städten und Kreisen zu verbessern.  
 
Insoweit möchten wir Ihren Zeitplan für die Anhörung am 18. Juni nicht unnötig verlängern und 
bitten Sie daher, den BEE und den Unterzeichner nicht für eine mündliche Stellungnahme am 18. Juni 
einzuplanen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Dr. Hermann Falk 
Geschäftsführer 
 
Bundesverband Erneuerbare Energie e.V. (BEE) 
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Der Bundesverband Informationswirtschaft, Telekommunikation und neue Medi-
en e.V. vertritt mehr als 2.100 Unternehmen, davon über 1.300 Direktmitglieder 
mit etwa 140 Milliarden Euro Umsatz und 700.000 Beschäftigten. Hierzu zählen 
Anbieter von Software & IT-Services, Telekommunikations- und Internetdiensten, 
Hersteller von Hardware und Consumer Electronics sowie Unternehmen der 
digitalen Medien. Der BITKOM setzt sich insbesondere für eine Modernisierung 
des Bildungssystems, eine innovative Wirtschaftspolitik und eine zukunftsorien-
tierte Netzpolitik ein. 

 

Dem Hessischen Landtag liegen mit der Drucksache 19/250 „Gesetz zur Ände-
rung der Hessischen Gemeindeordnung“ vom 25.03.2014, sowie den Ände-
rungsanträgen in den Drucksachen 19/291 und 19/359 Vorschläge vor, die 
aktuell zur öffentlichen Konsultation stehen. BITKOM bedankt sich für die Gele-
genheit zur Stellungnahme und nimmt diese gerne wie folgt wahr: 

 

 Zusammenfassung 

BITKOM betont erneut, dass ein flächendeckendes Breitbandangebot die Ba-
sisinfrastruktur für den Standort Deutschland ist. Dieses muss durch einen 
marktgerechten, kosteneffizienten und unter Berücksichtigung des ständig 
steigenden Datenvolumens zukunftsfähigen Ausbau von Hochleistungsinfra-
strukturen gesichert werden. Insbesondere in der Fläche wird dies am ehesten 
durch einen sachgerechten Technologiemix erreicht werden. Die deutschen 
Infrastrukturanbieter haben seit der Privatisierung des Marktes Milliarden in den 
Ausbau der Netze investiert und werden dies auch weiter tun. Eine zunehmende 
wirtschaftliche Betätigung der Kommunen beim Breitbandausbau nicht nur in 
ländlichen Gebieten, sondern auch in Großstädten wirft dabei aber Fragen auf. 
Insoweit sieht BITKOM die vorgeschlagene Regelung, Breitbandaktivitäten der 
Kommune in de Ausnahmekatalog des § 121 Abs. 2 HGO aufzunehmen bzw. sie 
als „öffentlichen Zweck“ im Sinne der Subsidiaritätsklausel des § 121 Abs. 1 
HGO zu definieren, kritisch: 

 Der Betrieb aktiver Telekommunikationseinrichtungen und der Be-
trieb nachgelagerter Dienstleistungen durch kommunale Unterneh-
men sind verfassungsrechtlich unzulässig. 

 Eine Erweiterung des Ausnahmekatlogs im Sinne der vorgeschla-
genen Gesetzesänderung würde zu erheblichen Wettbewerbsver-
zerrungen und Wettbewerbsnachteilen der privaten Telekommunika-
tionsanbieter führen, welche sich bei einer voranschreitenden Re-
kommunalisierung potenzieren würden. 

Gesetzentwurf für ein Gesetz zur Änderung der Hessischen  
Gemeindeordnung  
16. Juni 2014 
Seite 1 
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 Verfassungsrechtliche Unzulässigkeit 

Die angestrebte Änderung der Hessischen Gemeindeordnung würde die Subsi-
diaritätsklausel für die wirtschaftliche Betätigung von Kommunen aushebeln und 
darauf hinauslaufen, die Errichtung und den Betrieb von Breitbandnetzen als 
Aufgabe der öffentlichen Daseinsvorsorge zu deklarieren und diese den Kom-
munen zuzuweisen. Eine solche Änderung widerspricht sowohl dem Grundge-
setz, als auch EU-Recht. 

Die Errichtung und der Betrieb von Breitbandnetzen sind als Telekommunikati-
onsdienstleistungen im Sinne von Art. 87f GG zu qualifizieren. Gerade die flä-
chendeckend angemessene Versorgung mit solchen Leistungen wird jedoch 
durch Art. 87f Abs. 1 GG dem Bund als Aufgabe zugewiesen, der hierzu Nähe-
res durch Bundesgesetz regelt. Es handelt sich mithin nicht um eine Angelegen-
heit der kommunalen Selbstverwaltung im Sinne von Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG. Sie 
kann den Kommunen auch nicht durch einfaches Recht – erst recht nicht durch 
Landesgesetz wie in Drs. 19/359 – zugewiesen werden. 

Hinzu kommt, dass die durch Art. 87f Abs. 1 GG definierte öffentliche Aufgabe 
nicht einmal dem Bund zur Erfüllung übertragen wird. Vielmehr wird sie – in 
Erfüllung der europarechtlichen Verpflichtungen zur Abschaffung des histori-
schen Fernmeldemonopols – in Art. 87f Abs. 2 S. 1 GG ausdrücklich den „priva-
ten Anbietern“ überlassen. Diese verfassungsrechtlich vorgegebene Trennung 
von bundesstaatlicher Aufgabe und privater Erfüllung wird durch die hier in Rede 
stehenden Gesetzesvorhaben in unzulässiger Weise verletzt. Die vorgeschlage-
ne Ausnahme von der Subsidiaritätsklausel (Drs. 19/250) führt im Ergebnis 
dazu, dass die Gemeinden von einer Prüfung der Wirtschaftlichkeit eigener 
Vorhaben befreit werden und daher ungehindert in wettbewerbsverzerrende 
Konkurrenz zu den vom GG privilegierten privaten Anbietern treten könnten. Da 
den Gemeinden wie gezeigt eine öffentliche Aufgabe insoweit gerade nicht 
zukommt, besteht für einen derartigen Eingriff in das Wirtschaftsleben und die 
individuellen Rechte der privaten Anbieter keine Rechtfertigung. 

Wie bereits vorstehend angedeutet, ist die im Grundgesetz angelegte Trennung 
von hoheitlicher Bundesaufgabe und privatwirtschaftlicher Erfüllung europarecht-
lich bedingt und abgesichert. Entsprechendes findet sich namentlich in Art. 3 
Abs. 1 der Richtlinie 2002/20/EG (Genehmigungsrichtlinie), die in Satz 2 be-
stimmt, dass Unternehmen nur dann an der Bereitstellung elektronischer Kom-
munikationsnetze oder -dienste gehindert werden, wenn es hierfür einen ausrei-
chenden Grund gibt. 

Eine Hinderung von Unternehmen ist zumindest nach der in Drs. 19/250 vorge-
schlagenen Regelung darin zu sehen, dass die Gemeinden von der Subsidiari-
tätsprüfung befreit werden und somit auch ohne zwingenden Bedarf in Konkur-
renz mit den Unternehmen treten können. Es wäre hier selbst denkbar, dass 
bereits versorgte Gebiete durch kommunale Netze überbaut werden – etwa mit 
dem Ziel einer günstigeren Versorgung und unter Inkaufnahme von zumindest 
vorübergehenden, aus öffentlichen Mitteln zu deckenden Verlusten. 

 

 Wettbewerbsverzerrung 

Bei der Erschließung Deutschlands mit hochmodernen Breitbandinfrastrukturen 
stehen private Anbieter zunehmend im Wettbewerb mit kommunalen Unterneh-
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men. Bedingt durch die zahlreichen Betätigungsfelder kommunaler Unterneh-
men – wie die Versorgung mit Strom, Gas, Trinkwasser, Nahverkehr oder Wär-
me – ergeben sich umfangreiche Quersubventionierungspotentiale. Hier muss 
dringend eine saubere, buchhalterische Trennung zwischen den unterschiedli-
chen, teils regulierten, und teils unregulierten Geschäftsbereichen sichergestellt 
werden. Das Risiko der Nichtbeachtung einer solchen Trennung wurde auch von 
Seiten der Bundesnetzagentur erkannt. Diese hat im August 2012 einen „Leitfa-
den für die Verlegung von Glasfaserkabeln bei Arbeiten am Stromnetz“ veröf-
fentlicht1, der die regulierungsrechtlichen Kostenschlüsselungsgrundsätze 
zwischen dem Strom‐ und einem etwaigen TK‐/Nebengeschäft beschreibt und 
bis zum Ende der zweiten Anreizregulierungsperiode im Jahr 2018 gilt. Dieser 
Leitfaden wird jedoch von einigen Unternehmen als überarbeitungsbedürftig und 
zu bürokratisch befunden und daher in der Praxis kaum bis gar nicht angewen-
det. Aus Sicht „reiner“ TK‐Unternehmen (d. h., ohne Versorger‐ oder kommuna-
len Hintergrund) besteht die akute Gefahr, dass das TK‐Nebengeschäft dieser 
Modelle derzeit vom Stromkunden quersubventioniert wird und sich diese „hyb-
riden Unternehmen“ aktuell in intransparenter Weise einen massiven Wettbe-
werbsvorteil verschaffen, der frühestens mit Beginn der nächsten Anreizregulie-
rungsperiode für die Stromnetzbetreiber korrigiert wird. Ob letzteres überhaupt 
geschieht, ist zudem fraglich und käme in jedem Fall zu spät, da die wettbe-
werbsverzerrende Wirkung rückwirkend kaum korrigiert werden kann. Hier 
besteht daher akuter Handlungsbedarf, zumindest in Form der verbindlichen 
Vorgabe einer transparenten, getrennten Kontenführung zwischen den einzel-
nen Geschäftsbereichen. 

Auch haben kommunale Unternehmen besondere Vorteile beim Aufbau breit-
bandiger Telekommunikationsnetze, da sie auf bestehende Netzinfrastrukturen 
zurückgreifen können. Diese Vorteile bestehen zunächst bei der Mitverlegung 
von Glasfaserleitungen für Breitbandanschlüsse bei ohnehin anstehenden 
Modernisierungen z. B. des Stromnetzes (etwa zur Errichtung eines „Smart 
Grids“). Quersubventionierungen können hierbei konkret aus den regulierten 
Bereichen (Energie, Wasser) in das unregulierte TK‐Geschäft von Stadtwerken 
im Rahmen einer intransparenten, und nicht sachgerechten Kostenzuschlüsse-
lung erfolgen. Beispielsweise kann ein Stadtwerk die Tiefbaukosten überwie-
gend und überproportional dem regulierten Kostenträger Strom zuschlüsseln, so 
dass bei der Retailpreiskalkulation für den mit derselben Tiefbaumaßnahme 
erschlossenen Breitbandanschluss der Tiefbaukostenanteil unverhältnismäßig 
gering ausfällt (Zum Vergleich: Für einen rein privaten TK‐Netzbetreiber machen 
Tiefbaukosten mit bis zu 80 % der Gesamtkosten bei der Neuverlegung von 
Glasfaserleitungen mit Abstand den größten Kostenblock aus). 
BITKOM begrüßt das Ziel, die Kosten des Breitbandausbaus zu senken. Nicht 
nur der Ausbau von Festnetzinfrastrukturen kann von Synergien in Form der 
Mitnutzung vorhandener Infrastrukturen profitieren. Auch muss nicht jeder Anbie-
ter zwingend eigene Infrastrukturen realisieren. Risikoteilungsmodelle können 
zum schnellen und nachhaltigen Breitbandausbau durch die Steigerung von 
Nachfrage und Umsatz beitragen. Mitverlegungsmöglichkeiten müssen daher in 

 
1 http://www.bundesnetzagentur.de/cln_1432/DE/Service-
Funktio-
nen/Beschlusskammern/Beschlusskammer8/BK8_93_Leitfaeden_und_fSV/BK8_Leitfaeden_und_fS
V_node.html 
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einer transparenten und praxisgerechten Ausgestaltung öffentlich gemacht 
werden, so dass Kostensenkungspotentiale wirkungsvoll erschlossen werden. 
Zur weiteren Optimierung trüge es auch bei, wenn alle Infrastrukturinhaber ihre 
Daten über vorhandene Infrastrukturen an den Infrastrukturatlas der BNetzA 
lieferten, wie dies in § 77a TKG geregelt ist. Dies gilt im Übrigen auch für im 
Bundesbesitz befindliche Infrastrukturen und sollte auch für kommunale und im 
Landesbesitz befindliche Infrastrukturen gelten.  

Ferner ist kritisch anzumerken, dass bei Breitbandaktivitäten der Kommunen 
zudem oftmals unrealistische Annahmen zugrunde gelegt werden, welche nicht 
den Erfahrungswerten der etablierten Netzbetreiber entsprechen, die diese teils 
über Jahrzehnte sammeln konnten. Teilweise werden von kommunalen Unter-
nehmen die Wirtschaftlichkeitsberechnungen unter Verwendung sehr zinsgüns-
tiger Landesdarlehen über Zeiträume von bis zu 25 Jahren erstellt. Ein privates 
TK‐Unternehmen hingegen kann niemals über 25 Jahre kalkulieren, selbst nicht 
bei einem FTTH‐Ausbau, sondern muss deutlich kürzere Zeiträume zugrunde 
legen. Zudem werden von kommunalen Unternehmen nicht selten bereits nach 
wenigen Jahren Penetrationsraten von bis zu 60% prognostiziert. Solche Raten 
sind völlig überhöht und entsprechen nicht den Werten, die etablierte TK‐
Unternehmen tatsächlich erzielen und entsprechend in Investitionskalkulationen 
ansetzen. 

Darüber hinaus werden in den Fällen, wo die Kommunen nur das passive Netz 
bauen, um es dann einen Betreiber zu verpachten (sog. Betreiber‐ oder Pacht-
modell), meist hohe Pachtzahlungen erwartet, z. B. für den laufenden Glasfaser‐ 
oder Leerrohrmeter. Werden Aufwendungen für den Aufbau der aktiven Technik 
sowie für Betrieb etc. dazugerechnet, entstehen Kosten, die keine wettbewerbs-
fähigen Endkundenpreise mehr erlauben. Vor dem Hintergrund einer sehr zöger-
lichen Zahlungsbereitschaft der Bürger für mehr Breitbandleistung scheinen die 
bei den geforderten Pachthöhen notwendigen Endkundenpreise nicht durch-
setzbar. Eine ausreichende Auslastung der Infrastruktur und damit eine aus-
kömmliche Deckung der Kosten, wie z. B. die Bedienung eines Kredits, wäre 
nicht möglich. Es steht daher zu befürchten, dass das sog. „Betreibermodell“ auf 
Grund der oft unrealistischen Planungsgrundlagen in vielen Fällen einer „geplan-
ten Bestellung“ von Bürgschaften gleichkommt. Hier wird also vielfach vorschnell 
und ohne Not ein Modell gewählt, welches finanziell für die Kommune nicht 
nachhaltig ist und den Betreibern kein wirtschaftliches Endkundenangebot 
ermöglicht und somit für die Endkunden keinerlei Vorteil bringt. 

Grundsätzlich muss beim Aufbau von NGA-Netzen privatwirtschaftlicher Ausbau 
Vorrang haben – private Investitionen dürfen nicht durch staatlich geförderte 
Investitionen entwertet werden und Wettbewerbsverzerrungen unterliegen. In 
Städten und Ballungsgebieten ist – bis auf Randgebiete – bereits heute eine 
Versorgung mit breitbandigen Internetzugängen durch unterschiedliche kabel- 
und mobilfunkbasierte Infrastrukturen und eine Vielzahl an Diensteanbietern oft 
weitgehend sichergestellt, hier ist i. d. R. keinerlei Förderung erforderlich. Ledig-
lich in Gebieten, in denen weder ein mobil- oder festnetzbasierter NGA-Ausbau 
wirtschaftlich tragfähig ist, ist der Ausbau mittels technologieneutraler Förderung 
bzw. Förderung von passiver Infrastruktur zu Gunsten sämtlicher Wettbewerber 
sinnvoll. 
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Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und Bündnis 90/DIE 
GRÜNEN für ein Gesetz zur Änderung der Hessischen Gemeindeordnung – Drucks. 
19/250 –  
 
 
 
Sehr geehrter Herr Klee, 

sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

sehr geehrte Frau Dr. Lindemann, 

 

zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und Bündnis 90/DIE GRÜNEN für ein 

Gesetz zur Änderung der Hessischen Gemeindeordnung – Drucks. 19/250 – nehmen wir 

hiermit gerne Stellung (Nr. I). 

Wir bitten die Gesetzesinitiative in zwei Punkten zu erweitern und um eine Bestimmung zum 

Gemeindehaushaltsrecht (§ 103 HGO, Nr. II) und zur Delegation bei 

Personalentscheidungen (§ 73 HGO, Nr. III) zu ergänzen. 

 

I. § 121 HGO 

 

Grundsätzlich befürwortet der Hessische Städtetag das Ziel der Koalitionsfraktionen, die 

gesetzlichen Schranken der wirtschaftlichen Betätigung der Kommunen zu lockern. Daher 

ist die Gesetzesinitiative ein Schritt in die richtige Richtung. 

 

Hessischer Städtetag * Frankfurter Straße 2 * 65189  Wiesbaden 
 
Innenausschuss des Hessischen Landtages 
 
 
Per E-Mail an: 
 
U.Lindemann@ltg.hessen.de 
M.Mueller@ltg.hessen.de 
 

Ihre Nachricht vom:  23.05.2014 
Ihr Zeichen: I A 2.2 
 
Unser Zeichen: 024 Sl/Ve 
Durchwahl: (0611) 1702-24 
E-Mail: schlukat@hess-staedtetag.de 
 
Datum: 06.06.2014 
Stellungnahme 30-2014 
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Wie bereits im Rahmen des Hessischen Energiegipfels festgestellt, kommt den hessischen 

Kommunen bei der Umsetzung der Energiewende eine entscheidende Rolle zu. Um dieser 

Aufgabe nachkommen zu können und somit die Energiewende und den Umweltschutz 

vorantreiben zu können, ist eine Anpassung des rechtlichen Rahmens notwendig. Der 

Rahmen, der den Kommunen für eine mögliche wirtschaftliche Betätigung nach der 

derzeitigen Rechtslage zusteht, ist bei weitem nicht ausreichend, um die den Kommunen 

zugedachte Rolle bei der Umsetzung der Energiewende auszufüllen. 

 

Auch der nun vorgelegte Gesetzesentwurf beinhaltet nach wie vor eine räumliche 

Einschränkung. Die Kommunen können sich in den aufgezählten Bereichen wirtschaftlich 

nur betätigen, wenn die Betätigung innerhalb des Gemeindegebietes oder im regionalen 

Umfeld in den Formen interkommunaler Zusammenarbeit erfolgt.  

 

Diese räumliche Eingrenzung steht im Widerspruch zu den Empfehlungen des 

Energiegipfels. Nach dem Abschlussbericht setzt der Energiegipfel neben der 

Windenergieerzeugung innerhalb Hessens auch auf Windenergiegewinnung außerhalb 

Hessens, sowohl im Bereich der Onshore- als auch im Bereich der Offshoretechnik. Der 

Energiegipfel empfiehlt zudem, die Beteiligungen hessischer Energieversorger an 

Offshoreanlagen außerhalb Hessens durch Bürgschaften zu unterstützen. 

 

Hinsichtlich der geplanten weiteren Änderung (§ 123 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2) sollte klargestellt 

werden, dass eine „Sicherstellung“ nur im Rahmen des gesetzlich Möglichen gefordert wird.  

 

Zudem sollte eine weitere Änderung erfolgen (§ 121 Abs. 1b HGO), da das Gesetz dort mit 

den Worten beginnt: „Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 1 a dienen auch dem Schutz privater Dritter, 

[…]“.  Vor dem Hintergrund, dass § 121 Abs. 1a nun die zwingende Beteiligung Dritter bei 

einer wirtschaftlichen Betätigung der Kommunen nicht mehr vorsieht, ist auch die 

Erwähnung des Absatzes 1a in § 121 Abs. 1b aufzuheben, da Abs. 1a durch diese Änderung 

keine spezifischen, über Abs. 1 Nr. 3 hinausgehenden Interessen Dritter mehr schützt.  
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II. § 103 HGO 

 

Für unsere Praxis ist eine weitere Änderung wichtig.  

Wenn eine Kommune einen Kredit aufnehmen will oder aufnehmen muss, obliegt diese 

Entscheidung (nach § 103 Abs. 1 S. 2 HGO) grundsätzlich der Gemeindevertretung. Nach 

der grundlegenden Regelung der Gemeindeordnung (§ 50 Abs. 1 S. 2 HGO) kann die 

Gemeindevertretung diese Zuständigkeit auf den Gemeindevorstand oder auf einen 

Ausschuss übertragen.  

Diese Beschränkung der Übertragbarkeit führt zu vermeidbaren Mehraufwendungen für 

die Kommunen und ist nicht praxisgerecht. Wie allgemein bekannt ist, ist die Aufnahme 

von Krediten für die Kommunen in der letzten Zeit schwieriger geworden. Unter dem 

wirtschaftlichen Druck der als Basel II und Basel III bekannten Bankenregulierung ziehen 

sich einzelne Kreditinstitute aus dem Kommunalmarkt zurück. Andere Kreditinstitute sind 

weiterhin am Markt für Kommunalkredite aktiv, begrenzen aber ihr Engagement in den 

einzelnen Kommunen. Hinzu kommt, dass die Kreditinstitute ihren Kunden üblicherweise 

nur eine Entscheidungsfrist von ca. 30 Minuten einräumen. 

 

Wenn eine Kommune nun die Vorgaben der HGO vollumfänglich erfüllt, führt dies zu einer 

Einschränkung des Handlungsspielraums. Die Kreditaufnahme muss dann mit der Sitzung 

eines Ausschusses oder der des Gemeindevorstandes synchronisiert werden. Nur so ist 

es möglich, während der Sitzung Angebote einzuholen, über diese zu beraten und eines 

der Angebote anzunehmen. Unter diesen Umständen verengt sich das Angebot aber 

weiter, da nicht alle Kreditinstitute bereit sind, punktgenau Angebote vorzulegen. Der so 

entstandene geringere Wettbewerb führt zu einer Verschlechterung der Konditionen. 

Unsere Mitglieder berichten von Zinsen, die bis zu einem Prozentpunkt höher liegen. 

 

Aus diesem Grund bitten wir um eine Gesetzesänderung (§ 103 Abs. 1 S. 2 HGO). Der 

Satz sollte zukünftig lauten:  

„Über die Aufnahme und die Kreditbedingungen entscheidet die Gemeindevertretung, 
soweit sie diese Entscheidung nicht auf den Gemeindevorstand, einen Ausschuss, den 
Bürgermeister oder den für die Verwaltung des Finanzwesens zuständigen 
Beigeordneten sowie ein weiteres Mitglied des Magistrats oder einen namentlich 
benannten qualifizierten Beschäftigten übertragen hat.“ 

 

Die Formulierung stellt sicher, dass eine Entscheidung immer von zumindest zwei 

Personen getroffen wird, die entweder Mitglieder des Magistrats oder besonders 
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qualifizierte Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter der Verwaltung, z.B. 

Kämmereiamtsleiter/innen sind. 

 
III. § 73 HGO 

 

In unseren Mitgliedstädten treten aktuell Schwierigkeiten bei der Einstellung von 

Gemeindebediensteten auf (Anwendung des § 73 Abs. 1 Satz 1 HGO).  

Danach ist es Aufgabe des Magistrats, die Gemeindebediensteten einzustellen, zu 

befördern und zu entlassen. In der Rechtsprechung nicht einheitlich bewertet wird die 

Frage, ob der Magistrat als Kollegialorgan die Auswahlentscheidung (d.h. die Sichtung der 

Lebensläufe, das Führen der Vorstellungsgespräche, die Fertigung des Auswahlvermerks 

etc.) selbst treffen muss, oder aber ob er diese auf eine kommunale Wahlbeamtin oder 

einen kommunalen Wahlbeamten delegieren kann und lediglich auf der Basis der 

getroffenen Auswahlentscheidung zu beschließen hat. 

 

Für unsere Mitgliedstädte ist die bestehende Rechtsunsicherheit (nicht zuletzt auch, weil 

die Kommunalsenate des Hessischen Verwaltungsgerichtshofs und der für das 

Personalrecht zuständige Senat des Hessischen Verwaltungsgerichtshofs in ständiger 

Rechtsprechung divergierend votieren) ein unbefriedigender Zustand. Allein die Größe der 

Stadtverwaltungen und die beträchtliche Anzahl der Beamtinnen und Beamten und 

Tarifbeschäftigten verdeutlicht, dass der Magistrat als Kollegialorgan aus 

verwaltungsökonomischen Gründen nicht sämtliche Auswahlentscheidungen selbst treffen 

kann. Es erscheint sinnvoll und ausreichend, wenn er sich die Auswahlentscheidung 

lediglich für zentrale und wichtige Personalstellen, wie beispielsweise Amts-, Betriebs- 

oder Abteilungsleitungen vorbehält.  

 

Wir erachten es daher für dringend erforderlich, unseren Mitgliedstädten rechtssicher die 

Möglichkeit zu eröffnen, dass der Magistrat Einstellungen, Höhergruppierungen/ 

Beförderungen und Entlassungen auf eine kommunale Wahlbeamtin oder einen 

kommunalen Wahlbeamten delegieren kann. Hierfür müsste durch eine Änderung des 

Gesetzes (§ 73 Abs. 1 Satz 1 HGO) klargestellt werden, dass die Delegation von 

Auswahlentscheidungen auf eine kommunale Wahlbeamtin oder einen kommunalen 

Wahlbeamten zulässig ist. Da die Thematik bei unseren Mitgliedstädten durch ein Urteil 

des Hessischen Verwaltungsgerichtshofs vom 18. Februar 2014 erneut besondere Brisanz 

gewonnen hat, möchten wir darum bitten, eine Änderung bereits im Zuge der Neufassung 
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des § 121 HGO in den Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN für ein Gesetz zur Änderung der Hessischen Gemeindeordnung vorzunehmen. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 

 
 
Dr. Jürgen Dieter 
     Direktor 
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